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Auf Grund von § 15 Absatz 4, § 20 Absatz 8, §§ 27, 28 Absatz 6 
Satz 1, § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 31 Absatz 4, § 32 Absatz 4, 
§ 34 Absatz 3, § 40 Absatz 2 und 6, § 58 Absatz 10 und § 60 Absatz 4 
des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Gesetz vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1125) geändert 
worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie:

Artikel 1 
Änderung der Schulstufen-COVID-19-Verordnung 2021/2022

Die Schulstufen-COVID-19-Verordnung 2021/2022 vom 10. No-
vember 2021 (GVBl. S. 1242) wird wie folgt geändert:
1. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a 
Besondere Förderung für Schülerinnen und  
Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache

Schülerinnen und Schüler ohne hinreichende Deutschkennt-
nisse, deren Lernprozess beim Erwerb der deutschen Sprache im 
Schuljahr 2020/2021 pandemiebedingt so umfassend beein-
trächtigt wurde, dass sie dadurch nicht die zu erwartenden Fort-
schritte bei der Ausdrucks- und Verständigungsfähigkeit in der 
deutschen Sprache gemacht haben, können in der Primarstufe 
abweichend von § 17 Absatz 4 Satz 1 der Grundschulverord-
nung an ihren Lernstand angepasste Maßnahmen des Nachteils-
ausgleichs und Notenschutzes gemäß § 17 Absatz 4 und 5 der 
Grundschulverordnung auch dann erhalten, wenn sie bereits im 
dritten Jahr eine deutschsprachige Regelklasse besuchen; in der 
Sekundarstufe I können sie abweichend von der in § 17 Absatz 8 
Satz 1 der Sekundarstufe I-Verordnung vorgesehenen Höchst-
dauer an ihren Lernstand angepasste Maßnahmen des Nachteils-
ausgleichs bis zum Abschluss des Schuljahres 2021/2022 erhal-
ten, um ihre nicht ausreichenden Deutschkenntnisse auszuglei-
chen. Schülerinnen und Schüler im Sinne von Satz 1, die sich in 
der Sekundarstufe II befinden, können an ihren Lernstand an-
gepasste Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bis zum Ab-
schluss des Schuljahres 2021/2022 erhalten, um ihre nicht aus-
reichenden Deutschkenntnisse auszugleichen. § 17 Absatz 8 
Satz 2 der Sekundarstufe I-Verordnung ist entsprechend anzu-
wenden.“

Verordnung
zur Änderung der Schulstufen-COVID-19-Verordnung 2021/2022  

und der Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2021/2022
Vom 28. März 2022

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Abweichend von den Regelungen des § 20 Absatz 2 

Satz 4 und 5 der Grundschulverordnung und des § 19 Absatz 3 
Satz 4 in Verbindung mit Anlage 4 der Sekundarstufe I-Verord-
nung kann im Schuljahr 2021/2022 in den Jahrgangsstufen 1 bis 
9 von der jeweils festgelegten Mindestanzahl der Klassenarbei-
ten abgewichen werden. Dabei ist eine Verringerung der Min-
destanzahl der Klassenarbeiten um eine je Schuljahr möglich. 
Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. 
Abweichend von § 19 Absatz 8 Satz 3 der Grundschulverord-
nung und § 20 Absatz 4 Satz 2 der Sekundarstufe I-Verordnung 
gehen im Falle der Verringerung sämtliche schriftlichen Leis-
tungen etwa zu einem Drittel in die Zeugnisnote ein.“

3. § 6 wird aufgehoben.
4. Dem § 8 Absatz 3 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Kann eine Halbjahresnote im vierten Kurshalbjahr der Quali-
fikationsphase auf Grund pandemiebedingten Versäumens ein-
zelner oder mehrerer Klausuren in den betroffenen schriftlichen 
Prüfungsfächern nicht gebildet werden, kann die Zulassung zur 
Abiturprüfung unter dem Vorbehalt des Nachholens der ver-
säumten Klausuren erfolgen. Nachholtermine sind in der Weise 
festzusetzen, dass die Korrektur der Nachschreibeklausuren und 
die Entscheidung über die endgültige Zulassung zur Abiturprü-
fung oder die Entscheidung über den Widerruf der Zulassung 
zur Abiturprüfung unter Vorbehalt vor dem Anfertigen der ersten 
schriftlichen Abiturprüfung des Prüflings erfolgen kann. Für den 
Fall, dass die Entscheidung über die endgültige Zulassung zur 
Abiturprüfung nach Satz 5 erst nach dem regulären Termin ein-
zelner oder mehrerer schriftlicher Abiturprüfungen erfolgen 
kann, kann der Prüfling die betroffenen schriftlichen Abiturprü-
fungen zum Zeitpunkt der jeweiligen Nachholtermine ablegen.“

5. Nach § 12 werden die folgenden §§ 13 und 14 eingefügt:

„§ 13 
Eingeschränkte Zweitkorrektur in der Abiturprüfung

(1) Abweichend von § 41 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung 
über die gymnasiale Oberstufe und § 42 Absatz 2 Satz 1 der Ver-
ordnung über die staatlichen Kollegs und Abendgymnasien des 
Landes Berlin findet im Schuljahr 2021/2022 eine Zweitkorrek-
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tur der schriftlichen Prüfungsarbeiten nur statt, wenn deren Be-
wertung um mehr als drei Punkte von der Bewertung der letzten 
in diesem Fach geschriebenen Klausur abweicht. § 41 Absatz 2 
Satz 2 der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Erstkorrektur durch eine Lehr-
kraft erfolgen soll, die die Laufbahnbefähigung als Studienrätin 
oder Studienrat hat. § 42 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung über 
die staatlichen Kollegs und Abendgymnasien des Landes Berlin 
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Erstkorrektur durch 
eine Lehrkraft erfolgen soll, die die Befähigung zur Anstellung 
als Studienrätin oder Studienrat hat.

(2) Abweichend von § 14 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung 
über die Prüfung zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
von Nichtschülerinnen und Nichtschülern findet im Schuljahr 
2021/2022 eine Zweitkorrektur der schriftlichen Prüfungsarbei-
ten nur statt, wenn die schriftliche Prüfungsleistung mit weniger 
als 5 Punkten bewertet wurde. § 14 Absatz 1 Satz 2 der Verord-
nung über die Prüfung zum Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife von Nichtschülerinnen und Nichtschülern ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass die Erstkorrektur durch eine Lehrkraft 
erfolgen soll, die die Laufbahnbefähigung als Studienrätin oder 
Studienrat hat. Hiervon kann im Rahmen von Nichtschülerprü-
fungen für Schülerinnen und Schüler von Ersatzschulen abgewi-
chen werden, wenn dies pandemiebedingt aus schulorganisatori-
schen Gründen erforderlich ist; die Entscheidung hierüber trifft 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.

§ 14 
Verlängertes Verbleiben im  

Prüfungsverfahren des Nichtschülerabiturs
Auf Antrag der Nichtschülerin oder des Nichtschülers wird im 

Prüfungsverfahren 2022 die in § 24 Absatz 3 Satz 4 der Verord-
nung über die Prüfung zum Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife von Nichtschülerinnen und Nichtschülern genannte Frist 
zum Abschluss der gesamten Prüfung um ein Jahr verlängert. 
Eine Verlängerung gemäß Satz 1 ist für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler ausgeschlossen, denen bereits im Prüfungsverfah-
ren 2021 eine solche Verlängerung eingeräumt worden ist. Der 
Antrag ist bei der oder dem Prüfungsvorsitzenden zu stellen.“

6. Der bisherige § 13 wird § 15.

Artikel 2 
Änderung der Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 

2021/2022
Die Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2021/2022 vom 

10. November 2021 (GVBl. S. 1245) wird wie folgt geändert:
1. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a 
Besondere Förderung für Schülerinnen und  
Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache

(1) Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang der Integrier-
ten Berufsausbildungsvorbereitung ohne hinreichende Deutsch-
kenntnisse, deren Lernprozess beim Erwerb der deutschen Spra-
che im Schuljahr 2020/2021 pandemiebedingt so umfassend 
beeinträchtigt wurde, dass sie dadurch nicht die zu erwartenden 
Fortschritte bei der Ausdrucks- und Verständigungsfähigkeit in 
der deutschen Sprache gemacht haben, können abweichend von 
der in § 15 Absatz 2 der Verordnung über die Integrierte Berufs-
ausbildungsvorbereitung vorgesehenen Höchstdauer an ihren 
Lernstand angepasste Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bis 
zum Abschluss des Schuljahres 2021/2022 erhalten, um ihre 
nicht ausreichenden Deutschkenntnisse auszugleichen.

(2) Schülerinnen und Schüler sowie Studierende, die sich in 
anderen Bildungsgängen der beruflichen Schulen befinden, kön-
nen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 an ihren Lern-
stand angepasste Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bis zum 
Abschluss des Schuljahres 2021/2022 erhalten, um ihre nicht 
ausreichenden Deutschkenntnisse auszugleichen. Der Maßnah-
menkatalog des § 15 Absatz 2 der Verordnung über die Integrierte 
Berufsausbildungsvorbereitung ist entsprechend anzuwenden.“

2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a 
Zurückstellung von der Prüfung

Schülerinnen und Schüler sowie Studierende, die im Schul-
jahr 2021/2022 eine Abschlussprüfung abzulegen haben, wer-
den auf Antrag von dieser Prüfung zurückgestellt. Satz 1 gilt 
entsprechend für Zusatzprüfungen zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife. Der Antrag ist von den Erziehungsberechtigten, bei 
volljährigen Schülerinnen und Schülern oder Studierenden von 
diesen selbst, bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Prü-
fung oder Zusatzprüfung schriftlich bei der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zu stellen. Zurückstellungen nach den Sätzen 1 
und 2 werden nicht auf die Zurückstellungsmöglichkeiten ge-
mäß § 54 Absatz 4 Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Fachoberschule, § 37 Absatz 4 Satz 3 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, 
§ 36 Absatz 3 Satz 3 der Berufsfachschulverordnung, § 30 Ab-
satz 6 Satz 1 und § 58 Absatz 2 Satz 1 der Sozialpädagogikver-
ordnung, § 40 Absatz 1 Satz 1 und § 80 Absatz 1 Satz 1 der Ver-
ordnung über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen 
Fachschule für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fach-
schule für Familienpflege im Land Berlin, § 30 Absatz 6 Satz 1 
der Heilpädagogikverordnung, § 14 Absatz 6 Satz 1 der Fach-
schulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft sowie 
§ 28 Absatz 3 Satz 5 der Berufsschulverordnung angerechnet. 
Eine Zurückstellung von der Prüfung nach den Sätzen 1 und 2 
ist für Schülerinnen und Schüler sowie Studierende ausge-
schlossen, die im Schuljahr 2020/2021 das Recht auf Zurück-
stellung von der Prüfung gemäß § 9a der Berufliche-Schulen-
COVID-19-Verordnung 2020/2021 vom 7. Januar 2021 (GVBl. 
S. 6), die durch Verordnung vom 25. März 2021 (GVBl. S. 310) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung in An-
spruch genommen haben.“

3. Dem § 6 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Abweichend von § 59 Absatz 3 der Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 42 Absatz 3 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschu-
le, § 43 Absatz 3 der Berufsfachschulverordnung, § 45 Satz 2 
der Sozialpädagogikverordnung, § 48 Satz 2 und § 84 Satz 2 der 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen 
Fachschule für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fach-
schule für Familienpflege im Land Berlin und § 45 Satz 2 der 
Heilpädagogikverordnung werden im Schuljahr 2021/2022 die 
beiden Aufgaben für die mündliche Prüfung jeweils aus ver-
schiedenen Sachgebieten oder thematischen Schwerpunkten ge-
stellt, die zwei vom Prüfling zu benennenden Schulhalbjahren 
oder Semestern zu entnehmen sind. In allen Fächern und Lern-
feldern unterstützt die Fachlehrkraft die Auswahl durch Vor-
schläge. Die Auswahl ist von der Schule zu dokumentieren.“

4. In § 17 werden die Sätze 1 und 2 durch folgenden Satz ersetzt:
„Abweichend von § 40 Absatz 2 und 4 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule wird im Schul-
jahr 2021/2022 von einer Zweitkorrektur der schriftlichen Prü-
fungsarbeiten regelmäßig abgesehen.“

5. § 30 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. Artikel 2 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. März 2022 in 
Kraft.

Berlin, den 28. März 2022

Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie

Astrid-Sabine  B u s s e
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